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Vollständige Digitalisierung der Geburtsanzeige sowie Mitteilung der Geburt an die Familienkasse
Problem
Ziel des vorliegenden Änderungsantrags ist es, eine vollständige digitale Anzeige der Geburt bundesweit zu realisieren, sowie zusätzlich eine digitale Mitteilung der Geburt an Familienkassen zu ermöglichen, damit in einem Zuge auch Kindergeld beantragt werden kann.
Lösung
Der Standard wurde um folgende Nachrichten und die zugehörigen Prozessbeschreibungen erweitert:
1. 081011 – Anzeige der Geburt durch eine Einrichtung
2. 081012 – Zusätzliche Datenlieferung der Eltern zur Anzeige der Geburt durch die Einrichtung
3. 131010 – Mitteilung über die Beurkundung einer Geburt an die Familienkasse
Die Nachrichten 081011 und 081012 versetzen in Kombination das Standesamt in die Lage, für eine ausgewählte Zielgruppe, die Beurkundung der Geburt ohne Vorlage weiterer Nachweise vorzunehmen. Für die Zielgruppe wird damit ein vollständig digitaler Prozess ermöglicht.
Durch die Nachricht 131010 kann die bisher erforderliche Vorlage einer Geburtsurkunde entfallen. Dies ist eine der Voraussetzungen für eine voll-digitale Beantragung und Bearbeitung eines Kindergeldantrages.
Die bestehende Nachricht zur Voranzeige der Geburt bleibt unverändert erhalten, um bestehende Prozesse nicht zu gefährden.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Ziel des vorliegenden Änderungsantrags ist es, eine vollständige digitale Geburtsbeurkundung bundesweit zu realisieren, sowie zusätzlich eine digitale Mitteilung der Geburt an Familienkassen zu ermöglichen, damit in einem Zuge auch Kindergeld beantragt werden kann.
Der vorliegende Änderungsantrag beinhaltet die notwendigen Erweiterungen am xPersonenstand zur Digitalisierung der Geburtsanzeige der Einrichtung und zur Entwicklung von kombinierten Online-Services bestehend aus den Angaben zur Geburt, Namensbestimmung, Geburtsurkundenbestellung und Kindergeldantrag.
Die Änderungen basieren auf den Erfahrungen des Pilotbetriebes „Kinderleicht zum Kindergeld“, der seit dem 18.06.18 läuft, ermächtigt durch die Bundesministerien, insbesondere des BMI und des BMF (ff.).
Mit dem Service wurden bisher mehr als 5000 Geburten beurkundet und in einem Zuge auch Kindergeldanträge beschieden bzw. Kindergeld an die Eltern direkt auf das Konto überwiesen. Die Eltern können seitdem ohne Behördengänge analog mit einem Kombiformular in einem Zuge:
· Angaben zur Beurkundung der Geburt ihres Kindes (§20 PStG i.V. m.§ 33 PStV) tätigen,
· Namen des neugeborenen Kindes rechtskräftig benennen (§ 1616 BGB, § 1617 Absatz 1 BGB),
· zusätzliche Geburtsurkunden bestellen und
· einen Antrag auf Kindergeld stellen (§§ 9 BKGG, 67 EStG).
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die im Standard XPersonenstand bereits enthaltenen Mitteilungen zur Voranzeigen von Geburten sollen dergestalt angepasst werden, dass die vollständig digitale Anzeige einer Geburt durch die Eltern und durch anzeigende Einrichtungen unter Verwendung des Portalverbundes ermöglicht wird. 
Außerdem soll eine Mitteilung aufgenommen werden, mit der das Standesamt die Beurkundung einer Geburt an die für das Kindergeld zuständige Familienkasse übermittelt. Diese Mitteilung zusammen mit den im „Kombiformular“ von den Eltern gemachten Angaben ermöglicht der Familienkasse die Bearbeitung des Kindergeldantrages. 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Senatskanzlei Hamburg	2019-05-20
Eine ausführliche Beschreibung der Vorstellung Hamburgs liegt dem Änderungsantrag als Anlage 1 bei. Ein detaillierter Lösungsvorschlag Hamburgs liegt als Anlage 2 bei.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-05-21
Die von Hamburg beantragten Änderungen betreffen die Anzeige von Geburten durch die Eltern und durch anzeigende Einrichtungen. Da diese Prozessschritte in dem Projekt „Einfache Leistungen Für Eltern“ (ELFE) ebenfalls betrachtet werden, wurden die Vorstellungen Hamburgs mit der Bitte um Kommentierung an den ELFE-Projektverantwortlichen weitergegeben. 
Die Vorstellungen dieser beiden Projekte aus dem OZG-Kontext, die sich mit dem Prozess der Anzeige einer Geburt aber auch der Beantragung von Kindergeld befassen, müssen abgeglichen und aufeinander abgestimmt werden, um einen einheitlichen, bundesweiten Prozess der Anzeige von Geburten in XPersonenstand beschreiben zu können.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2019-06-26
Der Änderungsbeirat diskutierte:

Der Änderungsbeirat stellt fest, dass das Thema der Anzeigen auch aus folgenden Gründen zeitnah im Personenstandswesen beraten werden sollte:

· Eine zeitnahe bundesweite Standardisierung in XPersonenstand verhindert qualitativ nicht den hohen Ansprüchen des Standards genügenden Einzelfalllösungen.
· Aus Sicht des Gremiums ist es erforderlich, dass die Ausgestaltung des Prozesses und des Datenumfangs aus personenstandsrechtlicher Sicht und unter Steuerung der Fachseite erfolgt. 

Mit einem Mitteilungsverfahren nach § 55 PStG, das Papierurkunden ersetzt, ließen sich auch mehr Anzeigen vollelektronisch ohne Vorlage von Papierurkunden bearbeiten.

Der Änderungsbeirat hat beschlossen:

Geburtsanzeige der Einrichtung und der Eltern 
Der Änderungsbeirat stellt fest, dass keine vorhabenspezifische Lösung für die Anzeige in XPersonenstand erarbeitet werden soll. 
Der Änderungsbeirat bittet das Expertengremium: 
· eine Einschätzung zu der bundesweiten Einsetzbarkeit des von Hamburg und Bremen verfolgten Konzepts von „Kinderleicht zum Kindergeld“ abzugeben. Dabei sollen insbesondere auch die folgenden Fragen bearbeitet werden: 
· Ist es für die Beurkundung im Standesamt ausreichend, dem Standesamt das Ergebnis der Authentifizierung im Portal mitzuteilen? 
· Muss die Namensgebung (Vor- und Geburtsname) durch die Sorgeberechtigten dem Standesamt in signierter Form übermittelt werden? 
· dem BMI die Einschätzung zur Entscheidung durch die Personenstandsreferenten vorzulegen. 
· unter Berücksichtigung der Entscheidung durch die Personenstandsreferenten eine vorhabenübergreifende und bundesweit einsetzbare Lösung für die Anzeige von Geburten zu erarbeiten und dabei die Anforderung der bekannten OZG-Vorhaben zu berücksichtigen. 

DÜ an Familienkasse (Auslöser Kindergeldantrag) 
· Eine Mitteilungspflicht nach Beurkundung im Standesamt ist gegenüber einem Datenabruf durch die Familienkasse zu bevorzugen. 
· Sofern keine Rechtsgrundlage für die Übermittlung besteht, kann die Übermittlung mit expliziter Zustimmung der Eltern erfolgen. 
· Die Familienkassen müssen dafür in den XInneres-Informationsverbund integriert werden. Die Familienkassen müssen sich also in die Lage versetzen XPersonenstand, OSCI-Transport und DVDV zu unterstützen. 
· Der Datenumfang der Mitteilung ist möglichst auf die im Personenstandsregister enthaltenen Daten zu beschränken. 
Bearbeitet durch: Senatorin für Finanzen (Caliebe)	2019-07-21
Nach Artikel 25 Absatz 1 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) hat der Verantwortliche Datenschutz durch Technikgestaltung (“privacy by design“) zu gewährleisten. Er hat u. a. zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel für die Verarbeitung geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, die dafür ausgelegt sind, die Datenschutzgrundsätze wie etwa Datenminimierung wirksam umzusetzen. Aus Gründen der Zweckbindung, der Erforderlichkeit und der Datenminimierung dürfen nur diejenigen personenbezogenen Daten übermittelt werden, die jeweils zur Aufgabenwahrnehmung der betreffenden Stellen erforderlich sind. Das heißt, dass seitens der (Geburts-) Einrichtung und der Eltern jeweils nur diejenigen personenbezogenen Daten an das Standesamt übermittelt werden dürfen, die von ihnen jeweils benötigt werden, damit das Standesamt die Geburtsbeurkundung durchführen kann. Dies muss m.E. bereits bei der Ausgestaltung der Nachrichten Berücksichtigung finden, indem die Nachrichten zum einen keine überflüssigen Datenfelder enthalten und zum anderen eine doppelte Erhebung und Übermittlung identischer Daten (von der (Geburts-) Einrichtung und von den Eltern) durch eine entsprechende Gestaltung der Nachrichten vermieden wird.
Bearbeitet durch: Freie Hansestadt Bremen, Freie Hansestadt Hamburg, VfSt	2019-08-12
Bei einer gemeinsamen Sitzung der Stadt Bremen und der Stadt Hamburg unter Beteiligung des VfSt wurde an einem gemeinsamen Änderungsantrag zur digitalen Anzeige der Geburten gearbeitet. Als Ergebnisse der Befassung sollten bald ein Protokoll der Sitzung, eine Einschätzung des Änderungsbedarfs der rechtlichen Grundlagen sowie eine tabellarische Übersicht über die zu verwendenden Datenfeldern in den neuen/anzupassenden Nachrichten bereitstehen. Insbesondere auf die letzten zwei Ergebnisse sollte nach Möglichkeit vor einer weiteren Bearbeitung des Änderungsantrags gewartet werden.
Bearbeitet durch: Dr. Brigitte Klamroth	2019-08-12
Die in der Bearbeitung vom 2019-08-12 angekündigten Dokumente wurden geliefert und sind in der dritten Anlage zum CR verfügbar.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber, Hahn)	2019-08-27
Aufteilung der Angaben 
	Angabe
	Eltern
	Einrichtung
	Kommentar

	Angaben für die Beurkundung

	Vorname
	X
	Z[footnoteRef:1] [1:  Z = Muss nur für Zwecke der Zuordnung bei beiden Anzeigen übermittelt werden. ] 

	

	Geburtsname
	X
	Z
	

	Recht der Namensführung
	X
	Z
	

	Ort
	Z
	X
	

	Tag
	Z
	X
	

	Uhrzeit
	
	X
	

	Geschlecht
	Z
	X
	

	Vor-, Geburts- und Familienname sowie Geschlecht der Eltern
	X
	Z
	

	Religion (auf Wunsch) der Eltern 
	X
	
	

	Angaben zur Staatsangehörigkeit bzw. zum Aufenthaltsstatus der Eltern
	X
	
	Für die Prüfung auch Deutsch nach § 4 Abs. 3 StAG

	Tag, Ort und RegisterID der G-Einträge der Eltern
	X
	
	

	Familienstand der Mutter
	X
	
	Als Hinweis für das StA, dass es eine Ehe/LP gibt

	Tag, Ort und RegisterID der Ehe 
	X
	
	

	Angaben zum vorangegangen Kind
	X
	
	Um ggfs. die Bindungswirkung vorangegangener Namenserklärung berücksichtigen/prüfen zu können 

	Kontaktdaten der Eltern
	X
	
	Für Nachfragen

	Angaben für die Mitteilungspflichten

	Anschriften der Eltern
	X
	Z
	Für die MB

	Angaben zu Kinder (und Totgeburten) der Mutter
	X
	
	Für die Statistik

	Angaben zu Kinder (und Totgeburten) der Ehe
	X
	
	Für die Statistik

	Tod des Vaters 
	X
	
	Für die Mitteilungspflicht an Familiengericht § 57 Abs. 4 a PStV

	Angaben für die Urkundenbestellung

	Art und Anzahl (ggfs. auch Zweck) der gewünschten Urkunden
	X
	
	

	Erforderliche Nachweise / Erklärungen

	Erklärungen der Eltern zu Geburts- und Vornamen des Kindes
	X
	
	

	Zustimmung zu weiteren (nicht per Mitteilungspflicht vorgeschriebenen) Mitteilungen 
	X
	
	

	Bestätigung der Einrichtung, dass ein Kind geboren wurde
	
	X
	

	Angaben für den Online-Dienst

	TransaktionsID
	Z
	Z
	Eindeutige Nummer, die es dem Standesamt erlaubt die Anzeige der Einrichtung der Anzeige durch die Eltern zuzuordnen



Modellierungsdetails: 
· Es braucht einen mit XGewerbe und XFamilie abgestimmten Formulierungsvorschlag für 
· die Prozess- / Nachrichtenbeschreibung, die zum Ausdruck bringt, dass die XML-Nachricht alleine nicht die Willenserklärung repräsentiert. Es müssen entweder weitere organisatorische Voraussetzungen erfüllt sein oder aber weitere Dokumente in die Fachbehörde gelangen, die die eigentliche Willenserklärung bilden. 
· das Kindelement, in dem bei Bedarf die beweiswert geeignete Form der Willenserklärung (base64-codiert) übermittelt werden 
· Anmerkung GD: das signierte PDF-Dokument sollte ggfs. nicht Bestandteil der XPS-Nachricht (also des signierten Teils der OSCI-Transportnachricht) sein. 
· Für die Geburtsanzeige durch die Eltern sollte das Paradigma „Alles optional“ beibehalten werden, um zu verhindern, dass eine teilweise ausgefüllte Anzeige der Eltern dazu führt, dass gar keine Angaben aus der Anzeige an das Standesamt übermittelt werden können und zu Zeiteinbußen führt.
· Für die Geburtsanzeige durch die Einrichtungen sollten die Angaben, die von der Klinik erwartet werden als Pflichtangaben modelliert werden.
· Anpassungen an den (produktiven) Nachrichten zur Voranzeige vermeiden  neue und unabhängige Modellierung der Nachrichten zur Geburtsanzeige
Bearbeitet durch: Dr. Brigitte Klamroth	2019-09-02
An den in der Bearbeitung vom 2019-08-12 gelieferten Dokumenten haben sich Änderungen ergeben, namentlich in dem Protokoll der AG Datenmodellierung sowie dem Datenfeldabgleich zur Nachricht 2 (Geburtsanzeige der Eltern). Die alte Version der Dokumente befindet sich in Anlage 3, die überarbeitete Version des Protokolls in Anlage 4, die überarbeitete Version der Datenfelder in Anlage 5.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2019-09-17
Eine erste Fassung eines Berichts an die Runde der Personenstandsrechtsreferenten basierend auf der Befassung des Expertengremiums mit dem Thema befindet sich in Anlage 6. Außerdem muss auf der nächsten Sitzung des Expertengremiums noch besprochen werden:
1. Muss immer separat mitgeschickt werden, dass identifiziert wurde?
2. Ist der Familienstand von den Eltern als Willenserklärung zu melden?
3. Wie werden die beiden Nachrichten im Standesamt einander zugeordnet?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-09-18
Die Tabelle aus der Bearbeitung vom 2019-08-27 wurde vom EG wie folgt bearbeitet und kommentiert:

	Angabe
	Eltern
	Einrichtung
	Kommentar

	Angaben für die Beurkundung

	Vorname
	X
	Z[footnoteRef:2] [2:  Z = Muss nur für Zwecke der Zuordnung bei beiden Anzeigen übermittelt werden. ] 

	

	Geburtsname
	X
	Z
	

	Recht der Namensführung
	-
	-
	Nicht relevant für Zielgruppe.
Außerdem: Bedarf der Recherche und Beratung durch den Standesbeamten aufgrund der Komplexität und soll daher nicht übermittelt werden.

	Ort der Geburt
	Z
	X
	

	Tag der Geburt
	Z
	X
	

	Uhrzeit der Geburt
	
	X
	

	Geschlecht
	Z
	X
	

	Totgeburt
	
	X
	

	Vor-, Geburts- und Familienname sowie Geschlecht der Mutter
	X
	Z
	Von der Einrichtung nur die Daten der Mutter (da durch Krankenkassenkarte belegbar)

	Vor-, Geburts- und Familienname sowie Geschlecht des Vaters
	X
	
	

	Religion (auf Wunsch) der Eltern 
	X
	
	

	Angaben zur Staatsangehörigkeit bzw. zum Aufenthaltsstatus der Eltern
	-
	
	Nicht Zielgruppe

	Tag, Ort der Geburt der Eltern
	X
	
	RegisterID muss sich aus Eintrag ergeben

	Familienstand der Mutter
	-
	
	Nicht Zielgruppe

	Tag, Ort der Ehe 
	X
	
	RegisterID muss sich aus Eintrag ergeben

	Angaben zum vorangegangen Kind (Name, Tag und Ort der Geburt)
	X
	
	Um ggfs. die Bindungswirkung vorangegangener Namenserklärung berücksichtigen/prüfen zu können 

	Kontaktdaten der Eltern
	X
	
	Für Nachfragen

	Angaben für die Mitteilungspflichten

	Anschriften der Eltern
	X
	
	Für die MB

	Angaben zu Kinder (und Totgeburten) der Mutter
	X
	
	Für die Statistik

	Angaben zu Kinder (und Totgeburten) der Ehe
	X
	
	Für die Statistik

	Tod des Vaters 
	-
	
	Für die Mitteilungspflicht an Familiengericht § 57 Abs. 4 a PStV,
Nicht Zielgruppe

	Mehrlingsgeburt (Anzahl Knaben, Anzahl Mädchen, Anzahl unbestimmt)
	
	X
	Für die Statistik

	Geburtstag des letzten Kindes
	X
	
	Für die Statistik

	Angaben für die Urkundenbestellung

	Art und Anzahl (ggfs. auch Zweck) der gewünschten Urkunden
	X
	
	

	Repräsentierte Willenserklärungen / Schriftformersatz

	Erklärungen der Eltern zu Geburts- und Vornamen des Kindes
	X
	
	

	Zustimmung zu weiteren (nicht per Mitteilungspflicht vorgeschriebenen) Mitteilungen 
	X
	
	Nur für Pilotbetrieb bis rechtliche Regelung greift

	Wunsch der Eintragung der Religionszugehörigkeit
	X
	
	

	Bestätigung der Einrichtung, dass ein Kind geboren wurde
	
	X
	

	Angaben für den Online-Dienst

	TransaktionsID
	X (automatisch erzeugt)
	
	Eindeutige Nummer, die es der Familienkasse erlaubt die Nachricht der StÄ dem Antrag auf Kindergeld zuzuordnen



Darüber hinaus hat das EG folgende Beschlüsse gefasst:
Die bestehende Nachricht zur Voranzeige soll so bleiben wie sie ist, um bestehende Prozesse nicht zu gefährden.
Zusätzlich soll es drei neue Nachrichten geben, für die Anzeige der Geburt durch die Einrichtungen, für die Zulieferung von fehlenden Angaben durch die Eltern, sowie zur Erfüllung der kommenden Mitteilungspflicht an die Familienkassen.
Manche Standesämter sind mit den Geburtskliniken in ihrem Standesamtsbezirk übereingekommen, dass die Kliniken sehr viele Daten für die Anzeige einer Geburt zuliefern. Eine Modellierung, die in der Mitteilung der Einrichtungen nur einen Kerndatensatz verlangt, könnte hier das falsche Signal liefern, dass bei der Anzeige durch Einrichtungen allgemein nur dieser Kerndatensatz gefragt ist.
Das EG beschließt, die Modellierung vorläufig explizit auf den Pilotbetrieb zu beschränken. Dazu wird der ersten Argumentation gefolgt und von den Einrichtungen nur die Daten verlangt, die sie belastbar liefern können.
Damit wird den Bedenken Rechnung getragen, dass die Daten aus der Anzeige der Einrichtungen oft fehlerhaft sind und von den Standesbeamten dennoch ungeprüft in das Fachverfahren übernommen werden könnten. Ferner ist die Anzeige der Einrichtung nur Beurkundungsgrundlage der Geburt (Angaben zur Geburt sowie Angaben zur Mutter), die Angaben zu den Eltern (Personenstands- sowie andere Daten) ergeben sich aus anderen Urkunden bzw. Registereinträgen.
Mit der Beschränkung auf den Pilotbetrieb soll ein Einfluss auf etablierte, papierbasierte Prozesse ausgeschlossen werden.
Die Mitteilung an die Familienkassen soll dem Datenumfang nach dem Datenumfang der Geburtsurkunde entsprechen. Zusätzlich sollte eine menschenlesbare technische Identifikationsnummer eingefügt werden, um den Kindergeldantrag der Eltern zu der Nachricht aus dem Standesamt zuordenbar zu machen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2019-09-24
Auszug aus dem Protokoll der Steuerungsgruppe „XFamilie-Pilot“:
Herr Graf äußert Bedenken dahingehend, dass den Meldebehörden nicht die Daten im für die Festsetzung Kindergeld erforderlichen Umfang, analog den Standesämtern, vorliegen. Dies betrifft – im Rahmen des Piloten – insbesondere Angaben zum Kindsvater, falls dieser nicht der Ehegatte der Kindsmutter ist, sowie Geburtszeiten bei Mehrlingsgeburten. Die Angaben zum Kindsvater vervielfachen ihre Bedeutung, wenn nach Ende des Piloten auch unverheiratete Kindsmütter die Services nutzen können.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-09-31
Zusammenfassung der Ergebnisse der BL-AG der Personenstandsreferenten aus Sicht der KoSIT: Der Sachstand wurde vorgestellt und es gab keine Einwände der Anwesenden gegen eine Pilotierung auf Basis von XPS. Das Thema kann also in 2019 zum Abschluss gebracht werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2019-10-02
Gemäß dem Beschluss des EG wurde die Nachricht 3 (als Nachricht 131010) modelliert und ein Neues Modul „Datenübermittlung an die Familienkassen“ in die Spezifikation aufgenommen.
Die Abweichung der Modellierung von den Wünschen des Projekts KzK sind in Anlage 7 zu diesem CR dokumentiert.
Bearbeitet durch: Familienkasse (Graf) 	2019-10-22
Die Anmerkungen von Herrn Graf (Familienkassen) ist als Anlage 8 diesem CR beigefügt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-10-24
Das EG überarbeitet die Textpassagen in der Spezifikation und passt Nachrichten 081011, 081012 und 131010 an. 
Herr Zimmermann und die KoSIT überarbeiten gemeinsam den Anfang des Abschnitts „Ausgangssituation und Zielsetzung“ (13.1) des Kapitels zur Kommunikation mit Standesämtern von außerhalb der Verwaltung. 
Zu den Kommentaren / Fragen von Herrn Graf (Familienkassen) hat das EG wie folgt entschieden:
1. Eine Einschränkung von Feldlängen in XPersonenstand findet nicht statt. Das Standesamt übermittelt die beurkundeten Daten korrekt und vollständig. Notwendige Kürzungen können vom Empfänger vorgenommen werden.
2. Die Daten zum zweiten Elternteil bleiben optional. Es wird in der Dokumentation klargestellt, dass die Übermittlung nur dann unterbleibt, falls der zweite Elternteil dem Standesamt unbekannt ist.
3. In XPersonenstand wird derzeit String.Latin in der Version 1.1.1 verwendet. Die Umstellung auf DIN SPEC erfolgt für alle Fachmodule von XInneres gemeinsam zum 1.11.2021.
Die gewünschten Änderungen an der Spezifikation und dem Modell werden von der KoSIT eingearbeitet.
Die Ergebnisse werden an die Teilnehmer des Expertengremiums, sowie an Vertreter der beiden Projekte „Kinderleicht zum Kindergeld“ und „Einfache Leistungen für Eltern“ eine Woche vor der Novembersitzung umverteilt. Auf dieser Sitzung soll die Modellierung der Nachrichten sowie die dazugehörigen Texte in der Spezifikation finalisiert werden.
Die Antworten auf die Fragen von Herrn Graf werden diesem durch die KoSIT mitgeteilt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-10-30
Die Änderungen an den Spezifikationstexten sowie der Modellierung der Nachrichten, die durch das EG vorgenommen wurden, sind in das Modell bzw. die Spezifikation eingearbeitet worden. Sie finden sich in den Anhängen 9 bis 11 zu diesem Änderungsantrag.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-11-06
Die Antworten, die das Expertengremium zu den Fragen der Familienkasse gefunden hat, wurden dieser mitgeteilt. Die entsprechende E-Mail findet sich im Dokument Verteilung Modellierung Familienkasse mit der Nummer 04 im VIS.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber) 	2019-11-16
Die im Kreise des EGs abgestimmte Arbeitsfassung wurde den Vertretern der Projekte KzK und ELFE zur Abstimmung bis zum 15. November vorgelegt. 
Bearbeitet durch: Projekt-KzK (Hr. Dreyer/ Hr. Sanio) / KoSIT	2019-11-14
Das Projekt KzK hat Bedenken gegenüber der jetzigen Spezifikation, weil mit dieser Spezifikation die Pilotierung des Online-Dienstes KzK nicht möglich ist. 
In Abstimmung mit der KoSIT wird KzK bis zum 22.11.2019 die Bedenken ausführen, damit diese ggfs. im Kreise des Expertengremiums am 27. / 28. besprochen werden können. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-11-15
Bei nochmaliger Kontrolle der Modellierung stellte sich heraus, dass es zwei Unstimmigkeiten gibt, die korrigiert werden sollten.
So ist das Feld ‚Kind‘ in der Nachricht 081011 optional, in der Nachricht 081012 verpflichtend. Da die Einrichtung jedoch mindestens das Geschlecht des Kindes sicher wissen sollte, muss das Element verpflichten sein.
Außerdem ist im Spezifikationstext der beiden Nachrichten (13.5.2-3) angegeben, dass die Identifikation, die beide Nachrichten verknüpft, maschinenlesbar sein soll. Dies scheint ein unnötiger Zusatz zu sein, da jede Identifikation maschinenlesbar ist.
Bearbeitet durch: Projekt ELFE (Hr. Forster) 	2019-11-15
1) Kindelement portal2StA.Geburt.081012/geburtsangaben
Es sollte nochmals geprüft werden, ob mit Hinblick auf die Zusammenführung der Nachrichten 1 und 2 im Standesamt tatsächlich auf die Übermittlung der exakten Uhrzeit der Geburt verzichtet werden kann. 
2) Kindelement portal2StA.Geburt.081012/ willenserklaerungen
Es sollte nochmals geprüft werden, ob die Willenserklärungen an dieser Stelle tatsächlich optional sind. Was soll denn ein Standesbeamter machen, wenn die weiteren Angaben der Eltern das Standesamt ohne eine Willenserklärung der Eltern erreichen?
3) Vorgaben zur Bildung der auftragsnummer
Es sollten Vorgaben zur Bildung der Auftragsnummer gemacht werden, damit aus zwei unterschiedlichen Online-Diensten nicht identische Auftragsnummern erzeugt werden. 
Vorschlag: TagDerGeburt+Uhrzeit+Geburtsort+Nachname der Mutter
4) Klarstellung, zu den Angaben, die sich nur aus Angaben der Klinik / der Eltern ergeben
In Kapitel 13.2.1.2 sollte klargestellt werden, um welche Angaben im Detail es sich handelt, die sich nur aus den Nachrichten der Klinik / der Eltern ergeben. Auch die Tatsache, dass die Eltern einer sich an die Beurkundung anschließenden Datenübermittlung zugestimmt haben, sollte hier Erwähnung finden. 
Auf eine Übereinstimmung der Aussagen zu den bestehenden Aussagen aus Kapitel 13.1.6 ist zu achten.
Bearbeitet durch: KoSIT (Koch) 	2019-11-19
Da die Nachrichten strukturell mutmaßlich final sind und lediglich die prosaische Spezifikation noch Gegenstand der EG-Befassung ist, wurden die Nachrichten 081011, 081012 und 131010 im Generator umgesetzt sowie entsprechende Testfall-Vorlagen erstellt (01.030 für 081011, 01.031 für 081012, 01.032 für 131010).
Bearbeitet durch: Projekt - KzK  / KoSIT	2019-11-20
Es hat ein fernmündlicher Austausch über die Anmerkungen aus dem Projekt „Kinderleich zum Kindergeld“ stattgefunden. Es wurde vereinbart, dass 
1) die Anmerkungen / Bedenken bis zum 22.11. vom Projekt KzK in schriftlicher Form an die KoSIT übermittelt werden. 
2) die KoSIT die Anmerkungen für eine Besprechung in der kommenden EG-Sitzung aufbereiten
3) Vertreter des Projektes auf der kommenden EG-Sitzung die Gelegenheit erhalten, ihre Anmerkungen zusammen mit dem Experten aus dem EG zu besprechen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2019-11-20
Die Familienkasse hat zu den Antworten des EGs auf die von ihr gestellten Fragen zu den geplanten Überarbeitungen, die ihr in der Bearbeitung vom 2019-11-06 mitgeteilt wurden, nicht geantwortet. Es gibt also von ihrer Seite keine weiteren Bedenken zur Modellierung.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) / Zimmermann	2019-11-22
Wie auf der letzten Sitzung des Expertengremiums besprochen, gab es zum Abschnitt ‚Zielsetzung‘ des Kapitels zur Kommunikation von außerhalb der Verwaltung mit Standesämtern (Abschnitt 13.1) eine Zuarbeit von Herrn Zimmermann. Die Überarbeitung betrifft alle Unterkapitel, es ändert sich jedoch nichts an dem Inhalt des Kapitels. Lediglich Form und Ausdrucksweise wurden verbessert.
Die Zuarbeit wurde mit leichten Änderungen (zwei kleine redaktionelle Überarbeitungen, außerdem eine inhaltliche Klärung im Unterkapitel 13.1.4 zu Anforderungen an Eingabeverfahren) in die Spezifikation übernommen und an das EG umverteilt.
Bearbeitet durch: Projekt - KzK 	2019-11-25
Folgende Anmerkungen wurden durch das Projekt KzK eingereicht:
Zu Voraussetzungen und Prozessen:
1. die Nachricht 081011 soll in allen Fällen gesendet werden, auch wenn die zusätzlichen Angaben der Eltern konventionell nachgereicht werden
2. generell soll aber davon ausgegangen werden, dass beide Nachrichten auch konventionell übermittelt werden können
3. In der Abbildung „Anzeige einer Geburt“ soll die Zusammenführung der Nachrichten in der Swimlane des StA dargestellt werden. Dies entspricht dem angedachten Prozess.
Zu Nachricht 081011
1. Verwendung von „vorgangsidentifikation“ ist unklar, insbesondere im hybriden Prozess
2. „mutter.geschlecht“ und „mutter.anschrift“ werden zzt. in der Einrichtung nicht erfasst
3. Angaben zu den Anzahlen in „mehrlingsgeburt“ werden zzt. in der Einrichtung nicht erfasst
4. Fehlendes Feld „Name der anzeigenden Einrichtung“
5. Fehlendes Feld „Kommentar“ (hier werden zzt. Angaben zu Mehrlingsgeburten übermittelt)
Zu Nachricht 081012
1. Muss „mutter.geschlecht“ und „vater.geschlecht“ erfragt werden?
2. Können „ehe.anzahlKinder“ und „ehe.anzahlTotgeburten“ durch das StA erbracht werden? Wird aktuell nicht von den Eltern erfragt.
3. Verwendung von „urkundenbestellung.verwendungszweck“ ist unklar
4. Fehlendes Feld „geburtsangaben.uhrzeit“
5. Fehlende Felder „mutter.staatsangehörigkeit“, „mutter.familienstand“, „vater.staatsangehörigkeit“
6. Fehlendes Feld „urkundenbestellung.zahlungErfolgt“
7. Fehlendes Feld „zustaendigeFamilienkasse“
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2019-11-27
Beschlüsse zu den offenen Fragen aus der Bearbeitung von 2019-11-25:
Zu Voraussetzungen und Prozessen:
1. die Nachricht 081011 soll in allen Fällen gesendet werden, auch wenn die zusätzlichen Angaben der Eltern konventionell nachgereicht werden
2. generell soll aber davon ausgegangen werden, dass beide Nachrichten (081011 und 081012) auch konventionell übermittelt werden können
Beschluss zu 1. und 2.:
Beide Nachrichten können auch konventionell übermittelt werden.
Die elektronische Anzeige der Einrichtung sowie die digitale Lieferung der Eltern kann unabhängig von den Voraussetzungen für den voll-digitalen Prozess erfolgen.

Aufgabe: Die Prozess- und Nachrichtenbeschreibung sind entsprechend zu überarbeiten.

Aufgabe: Die Standesämter aus dem Pilotbetrieb sollen zu einem Erfahrungsaustausch in das EG eingeladen werden.

3. In der Abbildung „Anzeige einer Geburt“ (Abbildung 13.2.) soll die Zusammenführung der Nachrichten in der Swimlane des StA dargestellt werden. Dies entspricht dem angedachten Prozess.
Beschluss:
Die Änderung soll wie vorgeschlagen umgesetzt werden.
Zu Nachricht 081011
1. Verwendung von „vorgangsidentifikation“ ist unklar, insbesondere im hybriden Prozess
a. Beschluss: 
· Es wird explizit eine „auftragsnummer“ als String.Latin modelliert und damit auf die Verwendung von „vorgangsidentifikation“ verzichtet.
· In XPersonenstand werden folgende Anforderungen an die Auftragsnummer genannt, ohne explizite Anweisung zur Bildung: menschenlesbar, eindeutig pro Geburt, in Nachricht 081011 und zugehöriger Nachricht 081012 identisch
· Wie die Identität der Auftragsnummer zwischen den beiden Nachrichten sichergestellt wird ist eine organisatorische Frage, die von der Pilotierung zu beantworten ist.
2. „mutter.geschlecht“ und „mutter.anschrift“ werden zzt. in der Einrichtung nicht erfasst
Beschluss:
Geschlecht wird nicht benötigt. Es ergibt sich aus Unterlagen und ist nicht geeignet zur Identifikation.
Die Anschrift kann zur Identifikation dienen und wird für die Kontaktaufnahme benötigt. Sie bleibt in der Nachricht.
3. Angaben zu den Anzahlen in „mehrlingsgeburt“ werden zzt. in der Einrichtung nicht erfasst
Beschluss:
Die Felder bleiben wie modelliert, da sie für die Statistik benötigt und der Einrichtung bekannt sind.
4. Fehlendes Feld „Name der anzeigenden Einrichtung“
Beschluss:
Das Feld „Behördenname“ aus dem Element „autor“ des Nachrichtenkopfes ist für den technischen Absender gedacht, z.B. für einen Onlinedienst.
Weil die Standesämter für Rückfragen jedoch Daten zu der versendenden Einrichtung benötigen, wird in die Nachricht ein Element für Angaben zur anzeigenden Einrichtung aufgenommen. Dort werden Name der Einrichtung, Anschrift der Einrichtung (für Geburtsort), Ansprechpartner und Kommunikation vermerkt.
5. Fehlendes Feld „Kommentar“ (hier werden zzt. Angaben zu Mehrlingsgeburten übermittelt)
Beschluss:
Das Feld wird nicht aufgenommen.
Alle bekannten bisherigen Befüllungen (Mehrlingsgeburt und abweichender Geburtsort) sind mit strukturierten Daten abgebildet. Weitere Sonderfälle sollen zunächst konventionell behandelt werden und ggf. später in XPersonenstand einfließen.

6. Fehlendes Feld (im EG festgestellt):
Beschluss: Das Element „artDerGeburt“ (Totgeburt) wird aufgenommen. Weitere Angaben zu Kontrollzwecken (Schwangerschaftswoche, Gewicht) müssen im Fall von Totgeburten nicht übermittelt werden.

Zu Nachricht 081012
1. Muss „mutter.geschlecht“ und „vater.geschlecht“ erfragt werden?
Beschluss:
Sollte weiterhin abgefragt werden. 

2. Können „ehe.anzahlKinder“ und „ehe.anzahlTotgeburten“ durch das StA erbracht werden? Wird aktuell nicht von den Eltern erfragt.
Beschluss:
Die beiden Angaben bleiben in der Nachricht. Die Hinweise auf Kinder finden sich nur in den Geburtenregistereinträgen, in die das Standesamt u.U. keinen Einblick hat. Um zu prüfen ob es Kinder der Ehe sowie Todgeburten sind, müsste außerdem Zugriff auf jeden einzelnen Eintrag vorhanden sein.
3. Verwendung von „urkundenbestellung.verwendungszweck“ ist unklar
Beschluss:
Der Verwendungszweck ist in dieser Nachricht nicht relevant und wird gestrichen.
Die Elemente „anzahlSozialversicherung“ (werden ohne explizite Bestellung ausgestellt) und „anzahlRegisterausdruck“ (nach der Erstbeurkundung nicht relevant) werden ebenfalls gestrichen.

4. Fehlendes Feld „geburtsangaben.uhrzeit“
Beschluss:
Das Feld wird aufgenommen. Es erlaubt z. B. die Zuordnung bei Mehrlingsgeburten, wenn im Krankenhaus noch kein Vorname bestimmt wurde.
Die Angaben können durch die Eltern dem Mutterpass oder dem Vorsorgeheft entnommen werden.

5. Fehlende Felder „mutter.staatsangehörigkeit“, „mutter.familienstand“, „vater.staatsangehörigkeit“
Beschluss:
Es werden zwei Staatsangehörigkeiten der Eltern abgefragt und übermittelt. Wenn nicht nur deutsch angegeben wird, müssen die Eltern zu Informationszwecken im Standesamt erscheinen. Es ist dann eine Beratung zum Wahl des Rechts der Namensführung notwendig.
Zum Familienstand der Mutter wird nur die Angabe benötigt, ob die Elternteile miteinander verheiratet sind. Für diese Information wird das Element „eheEltern“ als Boolean aufgenommen.

6. Fehlendes Feld „urkundenbestellung.zahlungErfolgt“
Beschluss:
Das Element wird als Boolean aufgenommen. Weitere Informationen zu Zahlungsmodalitäten werden nicht aufgenommen.

7. Fehlendes Feld „zustaendigeFamilienkasse“
Beschluss:
Das Feld „zustaendigeFamilienkasse“ vom Datentyp „Behörde“ wird aufgenommen.

Zu den offenen Fragen aus der Bearbeitung von 2019-11-15, die nicht bereits durch obige Beschlüsse abgedeckt sind wurde beschlossen:
Zu 2) Kindelement portal2StA.Geburt.081012/ willenserklaerungen:
Beschluss: Die Multiplizität wird auf 1..n geändert, da es keine Nachrichten ohne diese Repräsentation der Willenserklärungen geben wird.
Zu 4) Klarstellung, zu den Angaben, die sich nur aus Angaben der Klinik / der Eltern ergeben:
Die „Z“ aus der Tabelle aus der Bearbeitung von 2019-09-18 sollen in die Dokumentation der Elemente einfließen. Damit ist eindeutig festgelegt, welche Angaben von den Eltern und welche von der Einrichtung kommen.
Ergänzend wurden folgende Änderungen beschlossen: 
1. In Abschnitt „Digitale Anzeige einer Geburt durch Einrichtungen“ soll erläutert werden:
„Für die digitale Anzeige wird die Schriftform durch QeS oder eID ersetzt.“ 
Der Verweis auf die PStV wird gestrichen.
2. In Abschnitt „Anforderungen an Eingabeverfahren“ wir die Formulierung „ein sehr langer Zeitraum“ durch den Hinweis auf die Fortführungsfristen ersetzt.
Aufgabe: Die Änderungen werden durch die KoSIT in XPersonenstand 1.7.5 umgesetzt und im Umlauf abgestimmt.
Beschluss: Eine rückwirkende Umsetzung in XPersonenstand 1.7.4 erfolgt erst nach Anforderung durch die Umsetzenden.
Bearbeitet durch: AG Test (Koch) 	2019-11-27
Die AG Test erstellte einen neuen Testfall 01.030, aus welchem die Nachrichten 081011 (Krankenhaus an StA), 081012 (Eltern an StA) und 131010 (StA an Familienkasse) erzeugt werden.
Anmerkungen zu den Nachrichten:
1. Weder in Nachricht 081011 noch 081012 wird die Information an das Standesamt übermittelt, um das wievielte Kind in der Ehe es sich bei dem Neugeborenen handelt. Diese Angabe wird vom Standesamt jedoch benötigt, um sie gemäß § 2 BevStatG an die Statistik zu melden. Die Voranzeige einer Geburt (081010) enthält eine solche Angabe (kinderDerEhe : xs:nonNegativeInteger [0..1]). Eine der beiden Nachrichten – 081011 oder 081012 – müsste um diese Angabe ergänzt werden.
2. In der Dokumentation von 081012/mutter/anzahlKinder steht „…Anzahl der vorhergegangene Kinder…“; es müsste jedoch heißen: „…Anzahl der zuvor geborenen Kinder…“.
3. In der Dokumentation von 081012/elternteil2 fehlt ein Leerzeichen: „alle Angabenzum zweiten“
4. Es erschließt sich der AG Test nicht, woher die anzeigenden Eltern die Information zur „Auftragsnummer“ (für die Übermittlung an die Familienkasse) bezogen haben können (woher sie sie wissen); die Dokumentation zu diesem Pflichtelement sollte geschärft werden.
5. Ebenso bleibt unklar, wie sichergestellt wird, dass die Zuordnung der beiden Nachrichten 081011 und 081012 zueinander via optionaler maschinenlesbarer ID (vorgangsidentifikation/ereignis.zeichen) konkret vonstattengeht, d.h. wie die als zweites gesendete Nachricht bzw. der sie Ausfüllende an die Information zu diesem Zeichen gelangt.
6. Es besteht keine Pflicht der Eltern zur Nutzung eines Portals für die Angabe zusätzlicher Informationen zur Namenserklärung, d. h. es nicht garantiert, dass eine Nachricht 081012 vorhanden ist zu einem gegebenen Geburtsfall (die Angaben können stattdessen auch schriftlich gemacht werden). Damit ist eventuell keine Auftragsnummer vorhanden. Diese ist in Nachricht 131010 jedoch ein Pflichtfeld. Ist das Vorliegen von Nachricht 081012 Voraussetzung dafür, dass die Familienkasse vom StA automatisch informiert wird (131010)? Falls nein, was soll als Auftragsnummer angegeben werden, und weswegen überhaupt – die Zuordnung zum betreffenden Registereintrag ist ja durch die Angaben in geburtseintragKind : Quelleintrag zweifelsfrei möglich.
Das EG wird um Beachtung der Hinweise und Beantwortung der obigen Fragen gebeten.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2019-12-04
Zur Umsetzung der Beschlüsse von 2019-11-27 wurden folgende Änderungen am Modell vorgenommen:
1. Die Abbildung „Anzeige einer Geburt“ (XPersonenstand::Nachrichten::StA2FamK::Prozessmodelle und UseCases::Aktivitaetsdiagramm Geburtsanzeige und Mitteilung an Familienkasse) wurde so geändert, dass die Zusammenführung der Pfade innerhalb der Swimlanes des Standesamtes bzw. der Familienkasse erfolgen.
2. In die Nachrichten 081011 und 081012 wurde das optionale Element „zuordnungGeburtsanzeige“ vom Typ „String.Latin“. Der Name wurde so gewählt, um ihn von der „auftragsnummer“ abzuheben, die die Zuordnung von Nachrichten zu einem Kindergeldantrag ermöglicht.
3. In die Dokumentation der Nachrichten 081011 und 081012 wurden die Anforderungen an die „zuordnungGeburtsanzeige“ aufgenommen.
4. Das Element „geschlecht“ wurde aus dem Datentyp „Anz2StA.Geburt.Elternteil.Basis“ in den Datentyp „Anz2StA.Geburt.Elternteil.Erweitert“ verschoben. Damit wird es nicht mehr in der Anzeige der Einrichtung übermittelt sondern nur in der Datenlieferung der Eltern.
5. In die Nachricht 081011 wurde das Element „nameEinrichtung“ von Typ „String.Latin“ aufgenommen.
6. Statt des beschlossenen Elements „artDerGeburt“ wurde das Element „totgeburt“ vom Typ „boolean“ in die Nachricht 081011 aufgenommen. Dies entspricht der Modellierung in anderen Nachrichten zur Geburt (011010, 016010).
7. Für die Übermittlung der gewünschten Anzahl an Urkunden in der Nachricht 081012 wurde der Typ „Urkundenanforderung.Erstbeurkundung“ eingeführt, der nur die Bestellung von Standard-, Stammbuch- und mehrsprachigen Urkunden erlaubt. Ein Verwendungszweck lässt sich nicht mehr angeben.
8. Die „geburtsangaben“ in der Nachricht 081012 sind nun vom Typ „Anz2StA.Geburt.MitGeburtszeit“ und enthalten damit die Geburtszeit.
9. In den Datentyp „Anz2StA.Geburt.Elternteil.Erweitert“, von dem die Angaben für Mutter und Vater in der Nachricht 081012 ableiten wurden die Elemente „staatsangehoerigkeit“ und „weitereStaatsangehoerigkeit“ vom Typ „Code.Staatsangehoerigkeit“ aufgenommen.
10. In die Nachricht 081012 wurde das Element „elternVerheiratet“ vom Typ „boolean“ aufgenommen. Entgegen dem Beschluss des EG wurde der Datentyp so benannt, wie er in der Nachricht an die Statistik benannt ist.
11. In die Nachricht 081012 wurde das Element „zahlungErfolgt“ vom Typ „boolean“ aufgenommen.
12. Die Multiplizität des Elements „willenserklaerungen“ in Nachricht 081012 wurde auf „1..*“ geändert.
13. In die Nachricht 081012 wurde das Element „zustaendigeFamilienkasse“ vom Typ „Behoerde“ aufgenommen.
14. In der Nachricht 081011 wurde für die Elemente „kind (die Namen betreffend)“ und „mutter“ in der Dokumentation vermerkt, dass sie nur zum Zweck der Zuordnung übermittelt werden.
15. In der Nachricht 081012 wurde für die Elemente „geburtsangaben“ und „kind (betreffend das Geschlecht)“ in der Dokumentation vermerkt, dass sie nur zum Zweck der Zuordnung übermittelt werden.
Zusätzlich wurden folgende Änderungen an der Spezifikation vorgenommen:
1. In Abschnitt „Digitale Anzeige einer Geburt durch Einrichtungen“ wurde erläutert, dass für die digitale Anzeige die Schriftform durch QeS oder eID ersetzt wird. 
Der Verweis auf die PStV wurde gestrichen.
2. In Abschnitt „Anforderungen an Eingabeverfahren“ wurde die Formulierung „ein sehr langer Zeitraum“ durch den Hinweis auf die Fortführungsfristen ersetzt.
3. Im Abschnitt „Anzeige einer Geburt durch nach § 20 PStG zur Anzeige verpflichtete Einrichtungen mit ergänzender Datenlieferung durch die Eltern“ wurde darauf hingewiesen, dass auch nur Teile des Prozesses unabhängig von einander digital genutzt werden können.
Zusätzlich wurde im Datentyp „Anz2StA.Geburt.AngabenEhe“die Bezeichnung und die Dokumentation der Elemente der Formulierung im Modul Statistik angepasst.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber/Conrad)	2019-12-09
Zur Anmerkung Nr. 6 der AG Test (Bearbeitung vom 27.11.2019): Die 131010 gibt es nur, wenn die 081012 elektronisch (mit Auftragsnummer) eintrifft, sonst gibt es 
1. keine Zustimmung zur Datenübermittlung
2. keine Information zur zuständigen Familienkasse
3. keinen elektronischen Antrag (Nachricht 4) dem die 131010 zugeordnet werden müsste. Und wenn die Eltern den Kindergeldantrag konventionell stellen, müssen sie halt auch eine konventionelle Geburtsurkunde (die sie eh für den Zweck bekommen) mitschicken.
So kann es auch aus der Prozessbeschreibung 14.4.1 gelesen werden.

Das Problem wird akut, sobald eine rechtliche Grundlage für die Datenübermittlung geschaffen ist. Zum jetzigen Zeitpunkt halte ich eine Befassung des EG für verzichtbar.
Bearbeitet durch: KzK (Hr. Dreyer) / KoSIT (Weber)	2019-12-10
Die Grafik Die Grafik 12.2 wurde so geändert, dass die Zusammenführung der Pfade innerhalb der Swimlanes des Standesamtes bzw. der Familienkasse erfolgen
In der Nachricht 081012 wurde der Name des Kindelements 081012/ehe/kiderDerEhe korrigiert zu 081012/ehe/kinderDerEhe. 
Bearbeitet durch: Fr. Sommer (destatis)	2019-12-10
Den Thesen zum CR stimme ich nicht zu. Falls sie trotzdem angenommen werden sollten, stimme ich den Proposal-Fassungen nicht zu.
XPS 14/2019 Geburtsanzeige
1. Aus Sicht der Statistik sollten Angaben, die auch in den Einrichtungen bekannt sind, von dort auch abgefragt werden, also nicht nur der Kerndatenbestand, um die Angaben vollzählig zu erhalten.
2. Wie werden Daten zum Vater bei nicht miteinander verheirateten Eltern übermittelt?
3. Es fehlen Angaben zum Geburtsstaat der Eltern (falls nicht unter "Geburtsort" miterfasst).
4. Wie wird künftig hinsichtlich der Anzahl der Kinder bzw. Totgeburten der Ehe und der Mutter vorgegangen? Die Angaben zu Kindern der Ehe wurden bisher doch auch im Standesamt "ermittelt"?
5. Wie weit sind die Angaben verpflichtend zu erteilen? Wie wird sichergestellt, dass die Angaben für die Statistik in gleichem Umfang wie bisher geliefert werden?
Wir schlagen vor, diese Fragen nochmals im EG oder durch Kosit unter Einbeziehung der Statistik zu erörtern und stimmen der Änderung XPS 14/2019 derzeit nicht zu. 
Bearbeitet durch: Fr. Sommer (destatis) / Hr. Weber (KoSIT)	2019-12-11
Nach einem fernmündlichen Austausch zu den Änderungsanträgen ergibt sich folgenden neuer Sachstand: 
Zu Ziffer 1 & 5) 
Die Mitwirkungspflicht des Bürgers die Beurkundung der Geburt betreffend wird dem Bürger im bestehenden Prozess durch die Krankenhäuser bzw. das Standesamt kommuniziert. Dadurch dass für den Bürger im aktuellen Prozess nicht unterschieden wird, welche Angaben für die Beurkundung der Geburt und welche Angaben für Zwecke der Statistik erhoben werden, erscheinen für den Bürger auch die statistischen Angaben in gleichem Maß als Pflichtangaben. 
Wird der Prozess wie vorgeschlagen geändert und die Einheit der Angaben für die Geburtsbeurkundung und für die Statistik aufgehoben, wird eine Verschlechterung der Qualität der statistischen Angaben befürchtet. 
Zu Ziffer 2)
Sofern im Zukunft die Nachricht 081012 auch für nicht verheiratete Eltern zur Anwendung kommt, würde in dieser auch die Angaben zum Vater enthalten sein. Das Standesamt würde diese zusammen mit den Daten der Beurkundung an die Statistik übermitteln. 
Aus dieser Ziffer heraus bestehen keine Bedenken gegen die Thesen bzw. die proposal-Fassung 
Zu Ziffer 3)
Die Angabe zum Geburtsstaat der Eltern ist für die Statistik erforderlich. Es ist zu prüfen, ob die Angabe aus den von den Eltern vorzulegenden Unterlagen entnommen werden kann (und zurecht nicht in der 081012 ist) oder ob diese durch die Eltern in der 081012 angegeben werden sollte. 
(Nachtrag zum Telefonat: Die Angabe ist vermutlich aus den Geburtsurkunden / dem Eheeintrag der Eltern ersichtlich).
Zu Ziffer 4)
Unter der Voraussetzung, dass die folgende These in der QS-Instanz bestätigt wird, bestehen von Seiten der Statistik keine Bedenken gegen die Thesen bzw. die proposal-Fassung. 
These: Die Angaben in den Mitteilungen an die Statistik, die künftig von den Eltern statt den Einrichtungen mitgeteilt werden sollen, beruhen im aktuellen Prozess auf Angaben der Eltern. Dass Standesämter fehlende statistische Daten ermitteln, ist der absolute Ausnahmefall. 
Sollte der Änderungsbeirat aufgrund der Bedenken von destatis eine Nacharbeit an der proposal-Fassung beschließen, wird destatis auf der Sitzung des Expertengremiums am 15. / 16. Januar 2020 teilnehmen.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2019-12-12
Die QS-Instand beschließt einstimmig:
Die Freiheit der Gestaltung der Datenübermittlung (elektronisch, papiergebunden, Kombination beider Verfahren) ist geeignet, den Erkenntnisbedarf aller Beteiligten im Rahmen der Pilotierung zu decken.
Mit den im Standard modellierten Nachrichten ist der volldigitale Prozess auf Basis des geltenden Rechts möglich, weil:
· die Schriftform der Anzeige der Einrichtung durch die QES ersetzt wird,
· die Willenserklärungen der Eltern elektronisch abgegeben werden und
· das beurkundende Standesamt Einblick in die für die Beurkundung erforderlichen Registereinträge (Eheeintrag der Eltern, ggf. Geburtseintrag der vorausgegangenen Geburt) hat.
Der durch den getrennten Eingang der Angaben von Einrichtung und Eltern beim Standesamt entstehende Mehraufwand lässt sich durch die Verwendung eines technischen Identifikators der Geburt in beiden Nachrichten reduzieren.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2019-12-18
Regelungen für die Nummerierung von Nachrichten in XPersonenstand werden in der Spezifikation im Abschnitt 1.3.2 gegeben. Nachrichten, die sich nur in der letzten Ziffer unterscheiden, haben entweder einen ähnlichen fachlichen Kontext, oder einen ähnlichen Datenumfang. 
Da die beiden Nachrichten mit den bisherigen Nummern 081011 (Anzeige Einrichtung, Abschnitt 12.5.2) sowie 081012 (Datenlieferung Eltern, Abschnitt 12.5.3) keine solche Ähnlichkeit mit der Nachricht 081010 (Voranzeige Geburt) aufweisen, wurden ihnen neue Nummern gegeben. Die alte Nachricht 081011 ist nun die neue Nachricht 081020, die alte Nachricht 081012 ist nun die neue Nachricht 081021.
Bearbeitet durch: KoSIT (Koch)	2019-12-19
Die Umbenennungen der Nachrichten (alt: 081011 zu neu: 081020; alt: 081012 zu neu: 081021; vgl. Bearbeitung vom 18.12.2019) ebenso wie die umfangreichen strukturellen Anpassungen der Nachrichtentypen (vgl. obige Bearbeitung vom 04.12.2019) wurden sowohl im Generator als auch in Testfall 01.030 nachvollzogen. Dieser sowie die resultierenden Referenznachrichten 01.030-01-081020 und 01.030-02-081021 sind von der AG Test qualitätszusichern.
Bearbeitet durch: Dataport (Schlüter)	2019-12-20
Im Zuge der Verteilung des Protokolls der QS-Instanz gab es eine Rückmeldung von Herrn Schlüter. Die relevanten Auszüge daraus:
1. Spezifikation XPersonenstand 1.7.5: Kapitel 1.2: In der Übersichtsgrafik und bei der Tabelle 1.1 fehlt die FamKa (DVDV-Kategorie Bundesbehörde, Präfix dbs, Kennung: 490020030000) 
Die von mir angegebene Kennung wäre nur richtig, wenn es nur eine zentrale FamKa für die Nachricht stA2FamK.Geburt.131010 gibt. Das müsste Herr Graf beantworten können.
2. Spezifikation XPersonenstand 1.7.5: Kapitel B.3: Es fehlt das OSCI-Transportprofil mit der FamKa, dies ist nur ein Schönheitsfehler.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2020-01-08
Diskussion
Herr Kollmannsberger stellt klar, dass es für die Verwendung eines solchen Identifikators gegebenenfalls weiteren Regelungsbedarf gibt. Im Änderungsbeirat besteht Einigkeit, dass diese Regelungen nicht im Rahmen von XPersonenstand zu treffen sind, sondern vielmehr durch entsprechende organisatorische Vorgaben in der Pilotierung vorzugeben sind.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2020-01-09
Offene Fragen zur Befassung in EG20-01:
Aus den Anmerkungen der AG Test (siehe Bearbeitung vom 2019-11-27) bleiben folgende Punkte offen:
Anmerkungen zu den Nachrichten:
1. Weder in Nachricht 081011 noch 081012 wird die Information an das Standesamt übermittelt, um das wievielte Kind in der Ehe es sich bei dem Neugeborenen handelt. Diese Angabe wird vom Standesamt jedoch benötigt, um sie gemäß § 2 BevStatG an die Statistik zu melden. Die Voranzeige einer Geburt (081010) enthält eine solche Angabe (kinderDerEhe : xs:nonNegativeInteger [0..1]). Eine der beiden Nachrichten – 081011 oder 081012 – müsste um diese Angabe ergänzt werden.
Die Nachricht 081021 wurde ergänzt.
2. In der Dokumentation von 081012/mutter/anzahlKinder steht „…Anzahl der vorhergegangene Kinder…“; es müsste jedoch heißen: „…Anzahl der zuvor geborenen Kinder…“.
Umgesetzt
3. In der Dokumentation von 081012/elternteil2 fehlt ein Leerzeichen: „alle Angabenzum zweiten“
Umgesetzt
4. Es erschließt sich der AG Test nicht, woher die anzeigenden Eltern die Information zur „Auftragsnummer“ (für die Übermittlung an die Familienkasse) bezogen haben können (woher sie sie wissen); die Dokumentation zu diesem Pflichtelement sollte geschärft werden.
Vorschlag: In der Dokumentation ergänzen: „Die Auftragsnummer wird durch das Eingabeverfahren erzeugt und übermittelt.“
5. Ebenso bleibt unklar, wie sichergestellt wird, dass die Zuordnung der beiden Nachrichten 081011 und 081012 zueinander via optionaler maschinenlesbarer ID (vorgangsidentifikation/ereignis.zeichen) konkret vonstattengeht, d.h. wie die als zweites gesendete Nachricht bzw. der sie Ausfüllende an die Information zu diesem Zeichen gelangt.
Vorschlag: Ausbau der Dokumentation in Dokumentation der Nachricht (12.5.3) und Abschnitt 5 in 12.2.1.2.
6. Es besteht keine Pflicht der Eltern zur Nutzung eines Portals für die Angabe zusätzlicher Informationen zur Namenserklärung, d. h. es nicht garantiert, dass eine Nachricht 081012 vorhanden ist zu einem gegebenen Geburtsfall (die Angaben können stattdessen auch schriftlich gemacht werden). Damit ist eventuell keine Auftragsnummer vorhanden. Diese ist in Nachricht 131010 jedoch ein Pflichtfeld. Ist das Vorliegen von Nachricht 081012 Voraussetzung dafür, dass die Familienkasse vom StA automatisch informiert wird (131010)? Falls nein, was soll als Auftragsnummer angegeben werden, und weswegen überhaupt – die Zuordnung zum betreffenden Registereintrag ist ja durch die Angaben in geburtseintragKind : Quelleintrag zweifelsfrei möglich.
These: Der Erhalt der Nachricht 081012 (neu 081021) ist Voraussetzung für die Übermittlung der Nachricht 131010. Ohne die Nachricht 081021 liegt keine Einwilligung zur Datenübermittlung und keine Angabe zur empfangenden Familienkasse vor.
Vorschlag: Ergänzung des letzten Abschnitts auf Seite 377:
„Anschließend wird die Beurkundung vorgenommen. Neben den Mitteilungspflichten nach einer Erstbeurkundung einer Geburt übermittelt das Standesamt auch die Nachricht 131010 an die Familienkasse, soweit die Eltern dieser Datenübermittlung mit der Nachricht 081021 zugestimmt haben und diese Zustimmung
beweiswerterhaltend gespeichert wurde, um dort…“
Bearbeitet durch: AG Test (Koch)	2020-01-16
Testfall 01.030 wurde überarbeitet. Die resultierenden Referenznachrichten 01.030-01-081020 und 01.030-02-081021 sind nun fachlich korrekt und spiegeln die strukturellen Änderungen der obigen Bearbeitungen durch das EG wider. Der CR ist damit aus Sicht der AG Test erledigt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2020-01-15
Das EG XPersonenstand beschließt zu den folgenden Punkten aus der Bearbeitung vom 2020-01-09:
4. Der Vorschlag aus der Bearbeitung vom 2020-01-09 wird umgesetzt.
5. Die aktuelle Dokumentation der Nachricht ist ausreichend. Die letzte Bearbeitung erfolgte nach der Befassung durch die AG Test.
6. Der Abschnitt 12.1.2.1 soll um den Prozess der Zuordnung der Nachrichten erweitert werden.
7. Die Prozessbeschreibung für die Nachricht 131010 soll wie folgt erweitert werden:
a) Voraussetzung für die Nachricht 131010 ist neben den Angaben für die Beurkundung das Vorliegen von zwei Informationen: die Übermittlungseinwilligung und Angaben zur zuständigen Familienkasse. Bei Vorliegen dieser Informationen kann die Nachricht 131010 übermittelt werden, unabhängig davon, auf welchem Weg das Standesamt die Informationen erhalten hat.
8. Das Element „Auftragsnummer“ wird optional und nur übermittelt, wenn es mit der Nachricht 081021 an das Standesamt übermittelt wurde.
9. Der Abschnitt 13.4.1 wird wie folgt ergänzt: 
a) „Der Prozess beginnt, nach der Beurkundung der Geburt…“
b) Voraussetzung für die Nachricht 131010: Vorliegen der Übermittlungseinwilligung und Angaben zur zuständigen Familienkasse, sowie die Antragsnummer, falls die Eltern die Daten elektronisch im Rahmen des Kombi-Antrags mitteilen (Nachricht 081021)
10. In Abschnitt 12.2.1.2: Im Absatz „Anschließend wird die Beurkundung vorgenommen…“ wird die Aussage zur beweiswerterhaltenden Speicherung gestrichen.
Darüber hinaus beschließt das EG:
1. Die Dokumentation der Elemente in den Nachrichten 081020 und 081021 sollen die Tabelle aus der Bearbeitung von 2019-09-18 widerspiegeln (z. B. bei Elternteil2 in Nachricht 081020 nicht erfolgt).
Die KoSIT prüft die Dokumentationen vor Veröffentlichung von XPersonenstand 1.7.5.
2. Bei Angaben zu Ereignisorten soll der Datentyp „Ereignisort“ statt „Anschrift.Inland“ genutzt werden.
Die KoSIT ändert die Datentypen vor Veröffentlichung von XPersonenstand 1.7.5.
Im Rahmen der Vorbereitung der Entwicklung wurde vom VfSt folgender Änderungsbedarf festgestellt:
3. Das Element „081021/mutter/anzahlKinder“ soll nicht nur die Anzahl „zuvor“ geborener Kinder enthalten, sondern die Anzahl der Kinder inkl. der neu angezeigten Geburt.
4. In der Dokumentation zu „081021/vorherigesKind“ soll „… Ehenamen führen…“ stehen.
5. Die Daten aus dem Element „081021/vorherigesKind“ werden zwar im Standesamt benötigt, sind aber nicht hinreichend für die Beurteilung. Es fehlen Angaben zur gemeinsamen Sorge für das vorgeborene Kind und das Neugeborene. Sollten die Daten hier trotzdem erhoben werden?

Das EG beschließt: 
Die Änderungen 3. und 4. werden umgesetzt.
Zu 5. wird beschlossen, dass „081021/vorherigesKind“ als optionales Element erhalten bleibt. Eine detaillierte Betrachtung soll im Rahmen eines eigenen CRs erfolgen. Der CR wird nach Vorbesprechung von VfSt und ELfE gestellt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2020-01-23
Gemäß den Beschlüssen des EG vom 2020-01-15 wurden folgende Änderungen an Modell und Spezifikation vorgenommen:
1. In der Dokumentation des Elements „081021/auftragsnummer“ wurde ergänzt: „Die Auftragsnummer wird durch das Eingabeverfahren erzeugt und übermittelt.“
2. Der Abschnitt 12.1.2.1 wurde ergänzt um „Dazu müssen die beiden Nachrichten einander zugeordnet werden, was entweder durch das Merkmal „zuordnungGeburtsanzeige“ erfolgt oder durch übereinstimmende Inhalte, die zu Zwecken der Zuordnung in beiden Nachrichten identisch übermittelt werden.“
3. Die Prozessbeschreibung für die Nachricht 131010 wurde um die Voraussetzung für die Übermittlung erweitert.
4. Das Element „auftragsnummer“ wurde als optional modelliert und die Dokumentation angepasst um klarzustellen, dass es nur übermittelt wird, wenn es dem Standesamt bekannt ist.
5. Im Element „081020/elternteil2“ wurde dokumentiert, dass es nur zum Zweck der Zuordnung übermittelt wird. Für alle übrigen Daten, die gemäß der Tabelle aus der Bearbeitung vom 2019-09-18 nur der Zuordnung dienen, war die entsprechende Dokumentation bereits vorhanden.
6. Für das folgende Element wurde der Datentyp von „Anschrift.Inland“ auf „Ereignisort“ geändert:
a. Anz2StA.Geburt.AngabenEreignis/ort (verwendet in 081020, 081021)
7. Das Element „081021/mutter/anzahlKinder“ enthält nun die gleiche Dokumentation des entsprechenden Elements aus der Nachricht an die Statistik.
8. In der Dokumentation zu „081021/vorherigesKind“ wurde „…Ehenamen bestimmt haben...“ durch „… Ehenamen führen…“ ersetzt.
Die KoSIT hat darüber hinaus entschieden, folgende Harmonisierung in das Modell aufzunehmen:
9. Die Multiplizität der Kontaktdaten wurde, analog zu den übrigen Nachrichten im Modul portal2StA, auf 0..n bzw. 1..n erweitert. Dies betrifft folgende Elemente:
a. 081020/mutter/kontakt von 0..1 auf 0..n
b. 081021/kontaktdaten von 1 auf 1..n
[bookmark: _GoBack]Aufgrund der Anmerkungen von Herrn Schlüter (siehe Bearbeitung vom 2019-12-20) wurden folgende Änderungen vorgenommen:
1. In Kapitel 1.2 wurden die Familienkassen in die Abbildung 1.1. „Übersicht: Standesämter und ihre Kunden“ und in die Tabelle 1.1 „“ aufgenommen.
2. In Anhang B wurde das Kapitel B.3.8 „Datenübermittlung von Standesämtern an die Familienkassen“ eingefügt.
Geplante weitere Bearbeitung
1. DVDV-Dienst für die Datenübermittlung an die Familienkassen beantragen 
2. Im Anschluss Tabelle 1.1 fortschreiben.
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